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Pressemitteilung vom 17.06.2022 
 
 

100 Millionen Geflüchtete weltweit und eine menschenrechtsbasierte Politik ist 
nicht in Sicht 

 

Die Zahl der Flüchtlinge weltweit ist so hoch wie noch nie und wird weiter steigen. 
Laut aktuellen Zahlen des UNHCR befinden sich im Jahr 2022 weltweit über 100 
Millionen Menschen auf der Flucht. Das entspricht mehr als einem Prozent der 
Weltbevölkerung. Clara Bünger, fluchtpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 
stellt anlässlich des Weltflüchtlingstages 2022 fest:  

„Die unbürokratische Aufnahme von Millionen Geflüchteten aus der Ukraine in der EU 
hat gezeigt, dass eine solidarische Asylpolitik, die die Rechte und Würde von 
Schutzsuchenden wahrt, grundsätzlich möglich ist. Dennoch setzt die EU bei anderen, 
vor allem nicht-europäischen Geflüchteten, auf Abschreckung, Entrechtung und 
Abschottung: Rechtswidrige Zurückweisungen durch Pushbacks und Misshandlungen 
von Schutzsuchenden an den Außengrenzen, Internierungslager für Geflüchtete in 
Polen, menschenunwürdige Hot-Spot-Lager auf den griechischen Inseln und fast 
50.000 Tote infolge der EU-Abschottungspolitik: Die unerträgliche Liste der zum Teil 
schon seit Jahren hingenommenen Menschenrechtsverletzungen im Namen der EU 
ließe sich noch lange fortsetzen. Hier braucht es ein radikales Umdenken, ein klares 
Bekenntnis zu Humanität und Menschenrechten, wenn die EU nicht jegliche 
Glaubwürdigkeit beim Thema Flüchtlingsschutz verlieren will.“ Bünger weiter:  

„Die Grundhaltung bei der Aufnahme der Geflüchteten aus der Ukraine stimmt: Die 
Menschen werden solidarisch aufgenommen. Sie können zunächst selbst entscheiden, 
in welchem Land sie um Schutz nachsuchen wollen; vor allem bei der Unterbringung 
können zivilgesellschaftliche Ressourcen und die Aufnahmebereitschaft in der 
Bevölkerung so genutzt werden. Ukrainer:innen erhalten einen sicheren Status und 
können von Beginn an arbeiten und Sprachkurse besuchen. Sozialrechtlich und bei der 
Gesundheitsversorgung werden sie der übrigen Bevölkerung weitgehend 
gleichgestellt. Das müsste Vorbild für die Aufnahme bei Schutzsuchenden aus 
anderen Ländern wie Syrien, Afghanistan, Eritrea, dem Jemen sein, die ebenso vor 
Krieg, Gewalt, Unfreiheit, Terror und Folter fliehen müssen. Sie gelangen zumeist nur 
auf äußerst gefährlichen Fluchtrouten in die EU, häufig über das Mittelmeer. Darauf 
folgt für viele ein Leben unter menschenunwürdigen Bedingungen in Lagern auf den 
griechischen Inseln oder gar eine Inhaftierung. 

Auch in Deutschland sind viele Schutzsuchende gezwungen, sich in 
Massenunterkünften aufzuhalten. Dort leben sie ohne jegliche Privatsphäre in engen 
Räumen, stigmatisiert und ausgegrenzt. Das ist sogar der Fall, wenn sie sie bei 
Verwandten unterkommen könnten. Es gibt Bewegungseinschränkungen und 
Arbeitsverbote, eine gesundheitliche Versorgung erfolgt nur eingeschränkt, etwa bei 
akuten Schmerzzuständen. Das alles dient der gezielten Abschreckung. 
Sozialleistungen für Asylsuchende sind deutlich gekürzt, oft gibt es nur unzureichende 
Sachleistungen, die ein Leben in Menschenwürde nicht ermöglichen.“  
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Clara Bünger konstatiert: „Die EU-Innenminister*innen haben sich auf ihrem 
vergangenen Gipfel mehrheitlich darauf verständigt, dass es künftig sogenannte 
Grenzverfahren an den EU-Außengrenzen geben soll. Das bedeutet für viele 
Schutzsuchende unzumutbare und unfaire Schnellverfahren an den Grenzen, oft 
verbunden mit monatelanger Haft. Ein weiterer Rückschritt mit Blick auf die ohnehin 
schon prekären Zustände an den Außengrenzen. Das steht in eklatantem Widerspruch 
zu einer menschenrechtsbasierten Asylpolitik. 

Wir müssen eine Antwort auf die damit zusammenhängenden Aufgaben und Probleme 
finden, die nicht auf Abschottung und Abschreckung setzt und die stattdessen die 
Rechte der Menschen und ihre Würde in den Mittelpunkt stellt.“ 
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